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Birgit Bleyer: Jubiläumsgelder und -geschenke
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Beitrag einen Überblick, welche (wichtigen) Kollektiwer-träge überhaupt einen Anspruch auf Jubitäumsgelder gewähren und
welche Lohnabgaben in diesem Falle anfatlen.
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im Wege. ln Bezug auf die
g en a n nte n H i n de rn i sse fü r d i e G rü n d u n g i nterdiszi pli n örer U ntern eh me n
e rwä g t Öste rrei c h n u n Ve rb e sse ru n g e n, h at i edo ch n o ch kei n e än d e r u n -

gen beschlossen. Bei den Unternehmensdienstleistungen ergeben sìch
beson dere H erousforderungen aus den restriktiven Zulassungsanforde'
rungen und den Eìnschrtinkungen hìnsichtlich der Rechtsform und der
Beteiligungsverhältnisse, was die Marktdynomik bremst und eÌnen nega-
tÌven ProduktivÌtötszuwachszur Folge hot. tn dem Alctionsplon, den Oster'
reich ím Anschluss an díe gegenseitige Bewertung der Vorschriften über
den Zugang und die Ausübung der reglementierten Berufe vorgelegt hat,
wÌrd nur eine begrenzte Zahl von Maf3nahmen angekündìgt, obwohl ein-
deutig Raum für ambitioniertere Vorschläge vorhanden ist."

ln Verständnis der EU-Kommissíon sind regulierte Unternehmungen so-
wohljene, die der GewO 1994 unterliegen, als auch die freien Berufe.
Unter Liberalisierung (Deregulierung) verstehen wir eine Reduktion von Berufsreglementierungen. Ziete der Liberalisie-
rung sind, den Marktzugang zu erteichtern und den lnterbrand-Wettbewerb zu fördern. Bei einer hohen lntensität der
Liberatisierung kann auch die Förderung des lnterbrand-Wettbewerbs ein Zielseín.

Da in österreich die Berufsreglementierungen überwiegend in Gesetzen festgehalten sind, liegt die überwiegende Kom-

petenz zur Deregularisierung beim Gesetzgeber. Die Spieträume der Kammern der freien Berufe, zu deregularisieren,
sind gering.

ln Österreich sind die freien Berufe verpflichtet, staatliche Leistungen zu erbringen (übertragener Wirl<ungsbereich). Die

gesetzliche Berufsreglementierung orientiert sich daher am Qualitätsstandard der öffentlichen Verwaltung. Der größte

TeÍt der Berufsreglementierung sind Schutzvorschriften für die Konsumenten. Primäres Ziel ist es, Risiken aus der asym-

m etrisch en I nformationsstru ktur zu reduzieren.

Die scheinbar monopotartige Posítion der freien Berufe in diesen Bereichen ist das Ergebnis von permanent steigenden
quantitativen und qualitativen Anforderungen aus den gesetzlichen Rahmenbedingungen. Diese monopotartige Position
ist dem tnterbrand-Wettbewerb ausgesetzt. Der Gesetzgeber erhöhi zB ständig den Leistungsumfang und die Versiche-

rungssumme für Haftpftichtversicherungen. Durch die höheren Kosten steigen die Honorare der freien Berufe ohne Wir-

l<ung auf deren Gewinne.

Unsere Analysen zeigen, dass die von uns untersuchten freien Berufe in einem hohen Ausmaß von der Veränderung der
die Leistung der freien Berufe bestimmenden Rahmenbedingungen abhängen. Diese Rahmenbedingungen zeigen eine
hohe Korrelation mit der qualitativen und quantitativen Nachfrage und damit auf den Preis der Leistungen von freien Be-

rufen. Das Nachfragewachstum derfreien Berufe ist nicht das Ergebnis eines durch Berufsreglementierungen reduzierten
Wettbewerbs, sondern einer staatlich induzierten Nachfrage nach deren Leistungen. Der entscheidende Effekt entsteht
nicht nur aus der zuwachsenden Menge der rechtlichen Rahmenbedingungen, sondern aus der überproportional wach-
senden Komplexität.

Das Wachstum der Komptexítät dieser Anforderungen steht diametral zur Erleichterung (Deregutierung) des Berufszu-
gangs durch reduzierte Bildungsanforderungen. Die erforderlichen Bildungsanforderungen werden nur beim Eintrittvon
den Berufsreglementierungen bestimmt, in der weiteren Folge ausschtießtich aus der Komplexität der rechtlichen und

wirtschaftlichen Anforderungen der Berufsausübung. Je stärl<er die Leistungen der freien Berufe durch eine staattich
induzierte höhere Komplexität der Rahmenbedingungen bestimmt werden, desto stärker wird die Nachfrage durch die

Quatität der Leistung und nicht durch den Preis der Leistung bestimmt. Die Effekte, die aus einer Reduktion der Bildungs'
voraussetzungen beim Markteintritt ausgehen, sind bestenfalls punktuell, weil es danach sofort zu einem Aufbau von

Wíssen kommen muss, um im Qualitätswettbewerb zu bestehen.
Leo Chini
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die vielfach noch bestehenden Rechtsunsicherheiten auf-
merKsam gemacht. An einigen Punkten wird d¡e Tätigke¡t des
nationalen Gesetzgebers bzw. die künftige Auffassung der
Aufs¡chtsbehörden abzuwarten sein.
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CPE DIRECT
Another major
benefit for JofA

readers

Stay current through

the JofA and earn

CPE credit based on

Jof,A articles-with
the CPE Direct self-

study subscription

program.You can

earn up to 48 CPE

credits a year.

Quarterly CPE

Direct study guides

combineJofA articles

with supplementa/y

materials and exams.

An annual

subscription is Si89
for AICPA members

or 5236.25 for

nonmembers. For

more information or

to order, visit

cpa2biz.com/cpe, or

call 888-777-7077.
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